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Der Ausschuss des BBC Trusts für Redaktionsstandards prüft Beschwerden wegen
unfairer Behandlung in BBC-Sendungen. Er hat eine Beschwerde wegen eines
Beitrags im Zusammenhang mit dem Oppositionsführer Jeremy Corbyn in der
abendlichen Hauptnachrichtensendung bestätigt.

Der Beitrag wurde drei Tage nach den Anschlägen in Paris und kurz vor einer
Rede des damaligen Premierministers David Cameron zur künftigen
Antiterrorpolitik der Regierung ausgestrahlt. Der Beitrag beinhaltete eine
Sequenz, in der Corbyn erklärte, er sei mit einer „Todesschuss“-Politik nicht
einverstanden und diese könne gefährlich und kontraproduktiv sein. Im Bericht
hieß es, dies sei die Antwort auf eine Frage, ob er „damit einverstanden ist, dass
britische Beamte im Fall eines Angriff wie in Paris abdrücken“. Tatsächlich wurde
ihm diese Frage gar nicht gestellt; seine Antwort bezog sich in Wahrheit auf eine
vorherige Frage, ob er damit einverstanden sei, der Polizei oder dem Militär zu
erlauben, auf britischen Straßen „Todesschüsse“ abzugeben. Im selben Interview
hatte er sich auch für strengere Sicherheitsmaßnahmen seitens der Polizei
ausgesprochen. Im Bericht hieß es zudem, „die Aussagen [des Premierministers]
und des Labour-Führers könnten nicht unterschiedlicher sein“.

Ein Zuschauer beschwerte sich, dass wenn die BBC gedacht habe, Corbyn sei
dagegen, der Polizei zu erlauben, das Feuer zu eröffnen, wenn Terroristen
Massenmord begehen, hätte man ihm diese Frage stellen müssen. Der Ausschuss
befand, es sei nicht korrekt gewesen, Corbyns Erwiderung als Antwort auf eine
Frage darzustellen, die ihm nicht gestellt wurde, und dann die Antwort auf eine
andere Frage zu nehmen, um die Behauptung einer schweren
Meinungsverschiedenheit mit dem Premierminister zu untermauern. Er befand, es
gebe keine Beweise für Parteilichkeit oder irgendeine Absicht der BBC, Corbyns
Haltung falsch darzustellen; angesichts der Bedeutung der angesprochenen
Themen sei die BBC jedoch besonders verpflichtet gewesen, die Korrektheit des
Kontextes zu gewährleisten, in dem die Ansichten von Politikern vom Publikum
am besten verstanden werden. Die Ungenauigkeit in einer überaus umstrittenen
politischen Angelegenheit bedeute in diesem Fall, dass dieser Standard nicht
erreicht worden sei und daher der Beitrag der gebotenen Unparteilichkeit nicht
genüge.
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BBC Editorial Standards Committee, “News at Six, BBC One, 15
November 2015”, issued January 2017

http://downloads.bbc.co.uk/bbctrust/assets/files/pdf/appeals/esc_bulletins/2017/jan.
pdf

BBC-Ausschuss für Redaktionsstandards, “News at Six, BBC One, 15 November
2015”, veröffentlicht im Januar 2017
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